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Kleine Anfrage 8519 
 
der Abgeordneten Lisa-Kristin Kapteinat   SPD 
 
 
Nachfragen zur Zentralisierung von Rückführungen bei den ZABen 
 
 
Die Landesregierung hatte angekündigt, Aufgaben bei Rückführungen stärker bei den 
Zentralen Ausländerbehörden (ZABen) zu bündeln. Die hierfür betrachteten Varianten wurden 
zwischen Juni und Dezember 2025 erarbeitet und eine praktische Erprobung in der ersten 
Ausbaustufe wird am 1. September 2026 beginnen.1  
 
Die zweite Ausbaustufe soll in der zweiten Jahreshälfte 2027 erprobt werden. Eine landesweite 
Umsetzung der zweiten Ausbaustufe ist für das Jahr 2028 vorgesehen. Für die Projektleitung 
durch IT.NRW seien bislang rund 176.000 Euro angefallen. Der Ansatz für die 
Kostenerstattung an die Zentralen Ausländerbehörden sei mit den Haushalten 2025 sowie 
2026 um insgesamt rund 10,4 Millionen Euro erhöht worden.2 
 
Im Juni 2026 erklärte die zuständige Ministerin Schäffer im Integrationsausschuss, bei den 
Zentralen Ausländerbehörden seien 24,5 zusätzliche Personalstellen bereitgestellt worden. 
Davon seien zu diesem Zeitpunkt 20,85 Vollzeitäquivalente besetzt gewesen.3  
 
Angesichts des mehrjährigen Umsetzungszeitraums bedarf es transparenter Kriterien, 
messbarer Ziele sowie einer belastbaren Personalplanung. 
 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:  
 
1. Aus welchen Gründen begann die Erarbeitung der Zentralisierungsmodelle erst im Juni 

2025? 
 
2. Welche landesweit einheitlichen Kriterien bestimmen die Zuordnung eines Falls zur 

Ausbaustufe 1? 
 
3. Welche Zielwerte gelten für die Bewertung der Ausbaustufe 1? (Bitte nach Kennzahl 

aufschlüsseln.) 
 
4. Wie viele für die Ausbaustufe 1 vorgesehene Personalstellen sind zum Zeitpunkt des 

Eingangs dieser Kleinen Anfrage tatsächlich besetzt? (Bitte nach ZAB aufschlüsseln.) 
 

 
1 Vorlage 18/5179, S. 2-4. 
2 Drs. 18/20505, S. 4. 
3 Ausschussprotokoll 18/1241, S. 35. 
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5. Auf welcher Rechtsgrundlage soll die Übernahme der in Ausbaustufe 1 erfassten 
Rückführungsfälle durch die Zentralen Ausländerbehörden erfolgen? 

 
 
 
Lisa-Kristin Kapteinat  
 


